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Erbschaftsteuer

BFH: Die Kosten einer Erbauseinandersetzung sind als
Nachlassverbindlichkeiten abzugsfähig

Sachverhalt
Der Kläger ist aufgrund gesetzlicher Erbfolge Miterbe zu 1/4 seines verstorbenen Onkels.
Zum Nachlass gehörte u.a. umfangreicher Grundbesitz. Es kam zu einer teilweisen
Erbauseinandersetzung zwischen den Miterben, insbesondere hinsichtlich des
Grundbesitzes. Das Finanzamt berücksichtigte bei der Festsetzung der Erbschaftsteuer
gegen den Kläger von den zum Abzug nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG geltend
gemachten Aufwendungen für die Erbauseinandersetzung lediglich die auf den Kläger
entfallenden Gerichtskosten für den grundbuchamtlichen Vollzug der Teilerbauseinander
setzung über Immobilien. Die Sachverständigenkosten für die zur Vorbereitung der
Erbauseinandersetzung und der Erbschaftsteuererklärung vorgenommene Ermittlung der
Grundstückswerte sowie die anlässlich der Erbauseinandersetzung angefallenen Notariats-
und Rechtsanwaltskosten und weiteren Gerichtskosten wurden nicht zum Abzug
zugelassen.

Entscheidung
Soweit sich nicht aus § 10 Abs. 6 bis 9 ErbStG etwas anderes ergibt, sind nach § 10 Abs. 5 Nr.
3 Satz 1 ErbStG u.a. die Kosten als Nachlassverbindlichkeiten abzugsfähig, die dem
Erwerber unmittelbar im Zusammenhang mit der Abwicklung, Regelung oder Verteilung des
Nachlasses entstehen. Zu den Kosten für die "Verteilung des Nachlasses" gehören
insbesondere die Aufwendungen für die Auseinandersetzung einer Erbengemeinschaft
gemäß § 2042 BGB. Unter Auseinandersetzung einer Erbengemeinschaft ist die Verteilung
der Nachlassgegenstände unter den Miterben nach Tilgung der Nachlassverbindlichkeiten
zu verstehen. Durch diese Verteilung wird das Alleineigentum eines jeden Miterben an den
ihm bei der Verteilung zugewiesenen Vermögensgegenständen begründet und die nach
dem Erbfall entstandene Gemeinschaft zur gesamten Hand aufgehoben. 

Als Kosten der Verteilung des Nachlasses gehören die unmittelbar im Zusammenhang mit
der Auseinan-dersetzung der Erbengemeinschaft entstandenen Aufwendungen zu den nach
§ 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG abziehbaren Kosten. Zu den danach zu berücksichtigenden
Kosten der Erbauseinandersetzung zählen insbesondere die Aufwendungen für die durch
einen Sachverständigen vorgenommene Bewertung der Nachlassgegenstände, wenn diese
auf der Grundlage der Bewertung in das Alleineigentum einzelner Miterben übertragen
werden sollen, ferner die für die Übertragung der Nachlassgegenstände, insbesondere von
Grundbesitz, auf die Miterben entstandenen Notariats- und Gerichtskosten, die
Aufwendungen für die anwaltliche Beratung und außergerichtliche und gerichtliche
Vertretung der Miterben bei der Erbauseinandersetzung sowie die bei einem etwaigen
Rechtsstreit der Miterben über die Auseinandersetzung angefallenen Gerichtskosten. Für
die Abziehbarkeit der unmittelbar mit der Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft im
Zusammenhang stehenden Kosten nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG spielt es keine Rolle,
ob die Erbengemeinschaft aufgrund gesetzlicher Erbfolge oder der Einsetzung mehrerer
Erben durch den Erblasser entstanden ist und ob der Erblasser nach § 2048 BGB
Teilungsanordnungen verfügt hat oder ob die Erbauseinandersetzung auf einer
Vereinbarung oder dem Ergebnis eines Rechtsstreits der Miterben beruht. Für eine
Unterscheidung dieser Fallgruppen bietet § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG keine Grundla-ge.
Diese Vorschrift macht die Abziehbarkeit der Kosten nur davon abhängig, dass sie dem
Erwerber unmittelbar im Zusammenhang mit der Abwicklung, Regelung oder Verteilung des
Nachlasses entstehen. 

Die vom Kläger geltend gemachten Aufwendungen sind daher dem Grunde nach gemäß §
10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG abziehbar, soweit sie, in unmittelbarem Zusammenhang mit
der Erbauseinandersetzung und somit der Verteilung des Nachlasses im Sinne dieser
Vorschrift stehen. Der vollen Abziehbarkeit des vom Kläger getragenen Anteils an den
Sachverständigenkosten für die Ermittlung der Grundstückswerte steht nicht entgegen,



dass die Bewertung der Grundstücke nach den Angaben des Klägers nicht nur der
Vorbereitung der Erbauseinandersetzung, sondern auch der Abgabe der
Erbschaftsteuererklärung gedient hat. Zum einen ändert diese weitere Zwecksetzung nichts
am unmittelbaren Zusammenhang der Kosten mit der Verteilung des Nachlasses. Zum
anderen zählen die Kosten der Erstellung der Erbschaftsteuererklärung zu den nach § 10
Abs. 5 Nr. 3 ErbStG abziehbaren Kosten (ebenso H 29 der Erbschaftsteuer-Richtlinien
1999/2003). Die Sache ist indes nicht spruchreif. Das Finanzgericht hat noch keine
Feststellungen zur Höhe der vom Kläger getragenen und dem Grunde nach gemäß § 10 Abs.
5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG abziehbaren Kosten der Erbauseinandersetzung getroffen. Diese
Feststellungen werden nunmehr nachzuholen sein.
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